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InderStadtBernbleibtstraffrei,wer
an einer unbewilligten Demonstra-
tion teilnimmt. Das städtische
Kundgebungsreglement und die
Verordnung dazu enthalten zwar
zahlreiche Pflichten für Organisie-
rende, nicht aber für Teilnehmen-
de. Dies will der Berner Gemeinde-
rat ändern: Er beantragt die Veran-
kerung des sogenannten Entfer-
nungsartikels samt Strafnorm im
Kundgebungsreglement.

Zuständig für die Teilrevision ist
das Stadtparlament. Dieses hatte
die Entfernungspflicht bereits bei
der Totalrevision im Oktober 2005
aus dem Reglement gekippt. Schon
damals verlangte der Gemeinderat
ein effizientes Mittel zur Auflösung
vonKundgebungen.DrohteineDe-
mo zu eskalieren, soll die Polizei die
sofortige Entfernung anordnen
können. Wer die Order nicht be-
folgt, macht sich strafbar.

Gleichzeitig will der Gemeinde-
rat auch die Bussen erhöhen: Statt
mit 2000 Franken wie bisher sollen
Widerhandlungen gegen das
Kundgebungsreglement künftig
mit bis zu 5000 Franken gebüsst
werden. Überdies soll das Regie-
rungsstatthalteramt neu zur Be-
schwerdeinstanz werden.

Der 6. Oktober 2007

Auslöser sind die Anti-SVP-Kra-
walle vom 6. Oktober 2007, die laut

Verschärfte Regeln bei Kundgebungen
Berner Gemeinderat will den umstrittenen «Entfernungsartikel» im städtischen Kundgebungsreglement aufnehmen

Gemeinderat zu einer «vertieften
Analyse» geführt haben. Die Aus-
gangslagehabesichseitderTotalre-
visionverändert,sagtStephanHüg-
li: Gemäss neuer Kompetenzord-
nung sei nicht mehr die Stadtpoli-
zei, sondern die Kantonspolizei für
den Vollzug zuständig. Die Stadt
müsse im Rahmen der strategi-
schenAufgabendieRahmenbedin-
gungen für einen effizienten Voll-
zug schaffen. Und ausserdem hät-
ten die Vorfälle des 6. Oktober 2007
gezeigt, dass die Polizei wirksame
Mittel benötige. Eine solche Straf-

norm kann laut Hügli durchaus
Wirkung erzielen – zumindest eine
präventive. Es handle sich aber
nichtumeineVerschärfungdesgel-
tenden Rechts, sondern um eine
«effizientereundpraxisnahereUm-
setzung bestehender Regelungen».
Artikel 292 des Strafgesetzbuchs –
die Strafnorm für das Nichtbefol-
gen einer amtlichen Weisung – ist
laut Hügli bei Kundgebungen nur
schwer anzuwenden. Hügli zeigt
sich überzeugt, dass eine Mehrheit
des Stadtrats die Teilrevision nun
unterstützt. Bürgerliche Zustim-

Berns Sicherheitsdirektor
Stephan Hügli will erreichen,
was seine Vorgänger nicht
schafften: die Aufnahme der
Entfernungspflicht im Kund-
gebungsreglement. Der Ge-
meinderat beantragt eine Teil-
revision des Reglements.

D A N I E L V O N L A N T H E N

mungistHügligewiss–aberebenso
geschlossenelinks-grüneOppositi-
on: «Diskutieren kann man über al-
les», sagt SP-Kopräsident Thomas
Göttin, die Argumente aber blieben
dieselben. Der Entfernungsartikel
sei nicht praktikabel und kontra-
produktiv. Göttin sieht keinen Zu-
sammenhangzudenVorkommnis-
sen des 6. Oktober 2007: Trotz Ent-
fernungsweisung hätten die dama-
ligen Ausschreitungen nicht ver-
hindert werden können. GFL-Frak-
tionschef Ueli Stückelberger
kommt zum selben Schluss: Der

Entfernungsartikelwirkeehereska-
lierend denn deeskalierend. Es ge-
be keinen erkennbaren Nutzen.
GB-Fraktionschefin Natalie Imbo-
densprichtvon«ZwängereidesGe-
meinderats».

FDP-Kofraktionspräsident Phi-
lippe Müller rechnet bereits mit ei-
ner Niederlage. Der jüngste Antrag
des Gemeinderats werde wohl fol-
genlos bleiben. Müllers Reaktion
fällt entsprechend sarkastisch aus:
«Der rot-grüne Gemeinderat hat
AngstvordenWahlen,daersichbe-
wusst ist, dass er mit seiner Laisser-

faire-Politik grossen Schaden und
grossenUnmuterzeugt.»ImWissen
darum, dass er vom Parlament ab-
gelehnt wird, komme der Gemein-
derat mit dem gleichen Vorschlag
daher. «DasVolk wird geblendet.»

Massenpanik in engen Gassen

Sowohl dem früheren Polizeidi-
rektor Kurt Wasserfallen als auch
seiner Nachfolgerin Barbara Hayoz
war die Verschärfung des Kundge-
bungsreglements nicht gelungen.
Das Stadtratsprotokoll vom 20. Ok-
tober2005gibtdieKontroversewie-
der: Die Entfernungspflicht sei
«notwendig und durchsetzbar»,
sagte Hayoz. «Wenn eine Demo es-
kaliert, sollen die friedlichen Teil-
nehmer die Möglichkeit haben,
sichvonderKundgebungzuentfer-
nen. So können Chaoten isoliert
werden.» Kommissionssprecher
Göttinhingegenmachteaufdiverse
Probleme aufmerksam: Die Ab-
grenzung zwischen Teilnehmen-
den und Schaulustigen sei unklar.
In geschlossenen Räumen könne
der Entfernungsaufruf Massenpa-
nik auslösen. Der Berner Stadtrat
lehnte den Artikel mit 42 gegen 27
Stimmen ab.

Unabhängig davon, was der Ber-
ner Stadtrat beschliesst, könnten
verschärfte Strafbestimmungen
bald auf Kantonsebene eingeführt
werden: Der Regierungsrat zeigte
sich jüngst auf einen FDP-Vorstoss
bereit, die Einführung kantonaler
Strafbestimmungen gegen die Or-
ganisation,«dieTeilnahmeundden
Aufruf zur Teilnahme an unbewil-
ligten Demonstrationen» zu prü-
fen.ZudemistdemnächsteinUrteil
desBundesgerichtsbetreffendTeil-
nahme an einer unbewilligten De-
mo zu erwarten: Gewerkschaften
führenimNachgangzueinerKund-
gebung in Thun Beschwerde gegen
das Ortspolizeireglement.

Kein Zweifel: Der Umbau des Ber-
ner Bahnhofplatzes und die damit
verbundene Sperre dieser Haupt-
verkehrsachse ist für viele eine Of-
fenbarung. Das befürchtete Ver-
kehrschaos bleibt aus, und das
Länggassquartier leidet nicht unter
Mehrverkehr in unerträglichem
Ausmass. «Als kleine Fussgängerin
istesheutetoll,überdenautofreien

Autofreier Bahnhofplatz: Initiative ist lanciert
Laut dem Initiativtext soll die Umfahrung des Berner Bahnhofplatzes «ohne Erstellung neuer Tunnels» erfolgen

Platz zu spazieren», sagte gestern
Christine Zehnder von derVCS-Re-
gionalgruppeBernvordenMedien.
DiesesErlebniswährendderSperre
des Platzes «gibt uns heute den
Schwung, den neuen Schritt zum
autofreien Platz anzupacken», er-
klärte sie.

Westtangente als Zankapfel

Treibende Kraft hinter der Initia-
tive ist SP-Stadtrat Michael Aeber-
sold. Im Hinblick auf die baldige
Wiedereröffnung des Bahnhofplat-
zesfürdenVerkehrsprachervonei-
nem «reversiblen Vorgang». Ge-
mäss Initiativtext soll die Umfah-
rung des Bahnhofplatzes «ohne Er-
stellung neuer Tunnels» erfolgen.
Diese Formulierung sei absichtlich
so gewählt, erklärte GB-Stadträtin
Stéphanie Penher. «Wir wollten uns
nicht auf die Westtangente als Er-
satzlösung festlegen.» Die Umfah-

rung vom Henkerbrünnli via Bahn-
hofparking in die Stadtbachstrasse
habe sich in der Umbauzeit jedoch
bewährt. Mit der Westtangente als
alternativer Verkehrsführung kön-
nenmittlerweileauchdieMittepar-
teienundsogareineMinderheitder
SVP leben. Die Bürgerlichen haben
jedoch stets betont, dass die Um-
fahrung ebenso viel Verkehr auf-
nehmen soll, wie ehedem über den
Bahnhofplatz gebraust ist. FDP-
PräsidentThomasBalmersprachin
diesemZusammenhangvon25000
Autos pro Tag. «Diese Kapazität
braucht es nicht», sagte Aebersold,
dersichbisanhinlediglichfüreinen
«moderaten Ausbau» der Westtan-
gente ausgesprochen hatte.

Unklar bleibt auch, wie der Aus-
gang der Westtangente auf die
Stadtbachstrasse aussehen wird
und wo der Verkehr abgeführt wer-
den soll. Die Stadtbachstrasse, die

In einer Woche rollt der Ver-
kehr wieder über den Berner
Bahnhofplatz. In zwei Jahren
könnte er erneut verdrängt wer-
den. Dies zumindest wünscht
sich ein Komitee aus rot-grü-
nen Parteien, das hinter der
Initiative für einen autofreien
Bahnhofplatz steckt.
B E R N H A R D O T T

den Mehrverkehr aufnehmen
müsste, wird demnächst als ver-
kehrsberuhigte Achse definiert.
«Wir wollten uns in dieser Hinsicht
nichtfestlegen»,sagtePenher.Essei
AufgabederStadtplanung,entspre-
chendeVorschläge zu machen.

Auch GFL mit im Boot

Nebst zahlreichen links-grünen
ParteienundOrganisationengehö-
ren dem Initiativkomitee auch die
GrüneFreieListe(GFL)unddieEVP
an. Dies ist insofern erstaunlich, als
GFL/EVP-Fraktionschef Ueli Stü-
ckelberger jüngst erklärt hatte, die
Partei werde die Initiative nur aus
«Gesinnungsgründen» unterstüt-
zen. Stückelberger und Reto Nause
haben eine Motion mit demselben
Ziel wie die Initiative eingereicht.
Im Unterschied zu Aebersold
spricht sich Stückelberger aller-
dings für einen Ausbau der West-

tangente für 25000 Fahrzeuge pro
Tagaus.«DieMotionistkeinGegen-
satz, sondern eine Ergänzung zur
Initiative», sagte Stadträtin Anna
MagdalenaLinder(gfl).Sielegtedas
Augenmerk auf einen anderen As-
pekt im Initiativtext, wonach der
Mehrverkehr in den Quartieren
durch «begleitende Massnahmen»
vermiedenwerdensoll.«Einenach-
haltige Verkehrspolitik beginnt im
Stadtzentrum», sagte sie.

Reduktion desVerkehrs als Ziel

Die Initianten machten denn
auch keinen Hehl aus ihrer Absicht,
dass die Initiative auch ein Mittel
zur «Reduktion des Verkehrs auf
dem ganzen Stadtgebiet» sei. Beim
Ausbau des Entwicklungsschwer-
punktes Wankdorf zum Beispiel
habe die Stadt wenig Einfluss, weil
der Kanton bestimme, «wie viele
AutosdieStadtaufnehmenundwie

vieleParkplätzesiebauenmuss».So
bleibe der Stadt wenig Handlungs-
spielraum, um ihre verkehrs- und
umweltpolitischen Ziele zu errei-
chen. «Wir sind jedoch nicht bereit,
eine Zunahme des Verkehrsauf-
kommens hinzunehmen», sagte
Penher. Aebersold verwies seiner-
seits auf die Energiestrategie der
Stadt, die bis ins Jahr 2015 eine Re-
duktion des Verkehrsaufkommens
von zehn Prozent vorschreibt.

Die Initianten haben nun ein
halbes Jahr Zeit, um die erforderli-
chen 5000 Unterschriften zu sam-
meln. Penher ist zuversichtlich,
dass dieses Quorum bereits vor den
Sommerferien erreicht werden
kann. Dass die Zeit des Sammelns
in denWahlkampf fällt, ist den Initi-
anten recht. «Die Initiative wird ein
wichtiges,wennauchnichtbestim-
mendes Element des Wahlkampfs
sein», sagte Aebersold.

Die unbewilligte Anti-WEF-Kundgebung vom 19. Januar dieses Jahres in Bern wurde durch die Polizei nicht verhindert.
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